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II/B STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND SONSTIGEN TRÄGER 
ÖFFENTLICHER BELANGE 

Aus der nachfolgenden Tabelle ist ersichtlich, welche Behörden und Träger öffentlicher Belange 
eine zustimmende Äußerung oder die Mitteilung, dass keine Betroffenheit besteht, übersandt 
haben. 

Diese Äußerungen werden nachfolgend nicht dargestellt, da kein Erfordernis zu einer Abwägung 
und Beschlussfassung besteht. 

Einwender  Schreiben vom 

Bezirksregierung Köln  

Dezernat 35 - Städtebau, Bauaufsicht, Bau-,   

Wohnungs- und Denkmalangelegenheiten sowie -förderung  

50606 Köln 

11.01.2023 

Bezirksregierung Köln  

Dezernat 52 – Kreislaufwirtschaft, Bodenschutz - einschließlich 
anlagenbezogener Umweltschutz   

50606 Köln 

03.01.2023 

Bezirksregierung Köln  

Dezernat 54 - Wasserwirtschaft  

50606 Köln 

13.01.2023 

Bezirksregierung Köln  

Dezernat 25 - Verkehr – Integrierte Gesamtverkehrsplanung 

50606 Köln 

31.01.2023 

Evangelische Kirchengemeinde Leverkusen-Mitte, Kirchenkreis Leverkusen 

Auf dem Schulberg 8  

51399 Burscheid 

05.01.2023 

Plusnet GmbH 

Ein Unternehmen der EnBW  

Weidestraße 122A  

22083 Hamburg 

23.12.2022 

Westnetz GmbH  

Regionalzentrum Neuss  

Dokumentation / Liegenschaften   

03.01.2023 

Vodafone GmbH 

Ferdinand-Braun-Platz 1 

40549 Düsseldorf 

18.01.2023 
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Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr 

Fontainengraben 200 

53123 Bonn 

16.01.2023 

Evonik Operations GmbH 

Paul-Baumann-Straße 1 

45772 Marl 

02.01.2023 

GASCADE Gastransport GmbH 

Fachbereich GNL 

Kölnische Straße 108-112 

34119 Kassel 

02.01.2023 

WSW Energie & Wasser AG 

Bromberger Str. 39-41  

42281 Wuppertal 

05.01.2023 

WSW mobil GmbH  

Bromberger Straße 39-41 

42281 Wuppertal  

05.01.2023 

Bergischer Trinkwasser Verbund-GmbH 

Bromberger Straße 39-41 

42281 Wuppertal  

05.01.2023 

Landrat des Rhein. Berg. Kreises 

Amt für Planung u. Landschaftsschutz 

Am Rübezahlwald 7 

51469 Bergisch Gladbach 

01.02.2023 

Stadt Wuppertal 

Johannes-Rau-Platz  

42275 Wuppertal 

05.01.2023 

Stadt Köln 

Stadtplanungsamt  

Willy-Brandt-Platz 2 

50679 Köln 

25.01.2023 

Stadt Bergisch Gladbach  

FB 6-60 Mobilität und Stadtentwicklung  

Wilhelm-Wagener-Platz  

05.01.2023 
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51429 Bergisch Gladbach 

Stadt Burscheid 

Amt für Stadtentwicklungsplanung, Umwelt und Liegenschaften  

Höhestraße 7-9  

51399 Burscheid 

17.01.2023 

Stadt Monheim am Rhein  

Sachbearbeitung Stadtplanung  

Rathausplatz 2  

40789 Monheim am Rhein 

30.01.2023 

Wupperverband  

Untere Lichtenplatzer Straße 100  

42289 Wuppertal 

02.02.2023 
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II/B 8: WfL Wirtschaftsförderung Leverkusen GmbH – Schreiben vom 03.02.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme.  

Zu2): 

Kenntnisnahme. Die Verlagerung von bestehenden gewerblichen Nutzungen ist nicht 
Gegenstand des Regelungsregimes der Ebene der Flächennutzungsplanung. Gleichwohl ist der 
Bedarf an unterschiedlichen Flächenqualitäten und die Thematik der Flächenkonkurrenzen 
unterschiedlicher Spektren des Gewerbes grundsätzlich im Fokus der Stadtplanung, aber nicht 
Gegenstand dieses Planverfahrens. 

Zu 3): 

Kenntnisnahme.  

Zu 4): 

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme betrifft nicht die 21. FNP-Änderung, sondern den im 
Parallelverfahren in Aufstellung befindlichen vorhabenbezogenen Bebauungsplan V 36/I.  

Zu 5):  

Kenntnisnahme. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 9: IHK – Schreiben vom 03.02.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme. 

Zu 2): 

Kenntnisnahme. 

Zu 3): 

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme betrifft nicht die 21. FNP-Änderung, sondern den parallel in 
Aufstellung befindlichen Bebauungsplan V 36/I. 

Zu 4): 

Kenntnisnahme.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 



   21. Änderung des Flächennutzungsplans „Postgelände Leverkusen-Wiesdorf“      

57 

II/B 10: Deutsche Bahn AG – Schreiben vom 09.02.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1) bis 6): 

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme betrifft nicht die Darstellungsinhalte der 
Flächennutzungsplanänderung. Die Stellungahme wird im Rahmen des im Parallelverfahren in 
Aufstellung befindlichen vorhabenbezogenen Bebauungsplan V 36/I berücksichtigt.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 11: Bezirksregierung Köln – Dezernat 53 – Schreiben vom 03.03.2023 
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Hinweis: 

Im Rahmen der Stellungnahme der Bezirksregierung Köln zum parallel betriebenen Verfahren 
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan V 36/I wurde angeregt zu prüfen, ob sich durch die 
deutlich höheren Gebäudeteile (Hochpunkt) eventuell Auswirkungen auf die erforderlichen 
Ableithöhen von Emissionsquellen im Chempark ergeben könnten.  

Dieser Anregung wurde im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens nachgekommen und eine 
ergänzende gutachterliche Untersuchung durch die Vorhabenträgerin beauftragt und eingeholt 
(Fa. Peutz, Bericht C5358 vom 11.4.2023). Es wurde festgestellt, dass die nach dem 
Bebauungsplan zulässigen Gebäudehöhen keinen Einfluss auf die Ableithöhen der 
Emissionsquellen im Chempark haben. 

Die gutachterliche Untersuchung wurde der Bezirksregierung ergänzt zur Stellungnahme 
vorgelegt. Mit E-Mail vom 12.05.2023 wurden seitens der Bezirksregierung lediglich redaktionelle 
Korrekturen/Ergänzung angeregt, die nachgelagert in die gutachterliche Untersuchung 
übernommen wurden.   
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Der Stellungnahme wird dahingehend gefolgt, dass die Begründung redaktionell angepasst wird.  

Zu 2) bis 4): 

Kenntnisnahme. Im gesamtstädtischen Seveso-II-Konzept werden die Sicherheitsabstände 
einzelner Betriebsbereiche zu einer "Gesamtumhüllenden" zusammengefasst, einzelne 
Sicherheitsabstände bzw. deren Änderung innerhalb der Gesamtumhüllenden sind daher auf der 
Ebene der Bauleitplanung nicht mehr als relevant anzusehen, sofern diese nicht räumlich darüber 
hinausgehen. Dies trifft auch auf das angesprochene BImSchG-Verfahren zu, weshalb hier keine 
Rückwirkungen auf das vorliegende Planverfahren zu erwarten sind. 

Zu 5): 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. Es ist von einer gewachsenen Gemengelage auszugehen. 
Zu den Auswirkungen der Planung wurde ein Gutachten zur Risikobetrachtung erstellt. Im 
Ergebnis des Gutachtens führt die Planung nicht zur Erhöhung des Störfallrisikos. Die Auffassung 
des Auslösens eines störfallrechtlichen Konflikts bzw. dessen Verstärkung wird daher nicht 
geteilt. 

Zu 6): 

Kenntnisnahme. Die Begründung wird redaktionell angepasst. 

Zu 7): 

Kenntnisnahme. Durch die Änderung der Art der Nutzung von Kerngebiet in Gewerbegebiet* wird 
die Schutzbedürftigkeit des Plangebiets grundsätzlich verringert. Insofern ergibt sich durch die 
Änderung des Flächennutzungsplans kein zusätzlicher Konflikt. Dennoch kann auf die 
Bewertungen des Gutachtens zum Bebauungsplan zurückgegriffen werden. 

Zu 8): 

Kenntnisnahme. Die Begründung wird redaktionell angepasst. 

Zu 9) und 10): 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.  

Der Ansatz der Risikobetrachtung beinhaltet nicht lediglich eine zahlenmäßige 
Gegenüberstellung der gleichzeitig anwesenden Personen, sondern eine qualifizierende 
Betrachtung der betroffenen Personen nach Umsetzung der festgesetzten Schutzmaßnahmen. 
Für die Plan-Situation wird zugrunde gelegt, dass die geplanten neuen Nutzungen im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes bei einer Realisierung über objektbezogene Seveso-
Schutzkonzepte verfügen werden. Zugleich wird für die bestehenden Nutzungen im 
Bebauungsplan-Gebiet davon ausgegangen, dass diese im Wesentlichen keine Seveso-
Schutzkonzepte haben werden (lediglich Grundschutz) und sich dies zunächst auch nicht ändern 
wird, da die Gebäude und Nutzungen Bestandsschutz haben  

Demnach erhöhen sich durch die Planung zwar die städtebauliche Nutzungsdichte und die 
Anzahl der potenziell gleichzeitig anwesenden Personen erheblich. Gegenüber dem Ist- Zustand 
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verhält sich die Anzahl der i. S. d. gutachterlichen Bewertung betroffenen Personen dennoch 
nahezu gleich, da in Folge der Neubebauung gegenüber dem Bestand bauliche, technische und 
organisatorische Schutzmaßnahmen umgesetzt werden müssen. 

Die Zweifel an der Umsetzung der genannten Maßnahmen auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung werden nicht näher dargelegt.  

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung werden verbindlich umzusetzende 
Schutzmaßnahmen festgesetzt, die durch entsprechende Verpflichtungen im 
Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan V 36/I konkretisiert werden.  

Demnach wird die Umsetzung erforderlicher technischer bzw. organisatorischer 
Schutzmaßnahmen durch das einem Bauantrag beizufügende objektbezogene Seveso-
Schutzkonzept, das bei der Bauaufsicht der Stadt Leverkusen seit 2016 geübte Praxis ist, 
sichergestellt. In der Baugenehmigung werden die umzusetzenden Maßnahmen konkret und 
bindend festgelegt. Die Umsetzung ist auf der Grundlage des Bauordnungsrechts 
nachvollziehbar und im Falle fehlender Umsetzung sanktionierbar. 

Darüber hinaus enthält der Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
V 36/I Verpflichtungen des Vorhabenträgers zur dauerhaften Umsetzung von Schutzmaßnahmen 
auf Grundlage objektbezogener Schutzkonzepte, die Bestandteil der Baugenehmigungen 
werden, zur Weitergabe der Verpflichtungen an Mieter und sonstige Dritte sowie zur 
Dokumentation der insgesamt nach den genehmigten Nutzungen maximal anwesenden 
Personen entsprechend der Seveso-Betrachtung. Weiterhin wird im Durchführungsvertrag an 
geeigneter Stelle ergänzt, dass die Weitergabe der Verpflichtungen, als auch die Einhaltung der 
Maßgaben kontinuierlich dokumentiert und dieser Nachweis auch jederzeit zur Einsichtnahme 
vorzuhalten ist. 

Zu 11): 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Die Begründung wird redaktionell angepasst.  

Zu 12 und 13): 

Kenntnisnahme.  

Zu 14): 

Kenntnisnahme. Zur Bewertung des Gewerbelärms werden die Immissionsrichtwerte der 
TA Lärm herangezogen. Diese sind für Gewerbegebieten gleich hoch, für Kerngebieten wie der 
benachbarten City C strenger als die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005. Mit 
Bezugnahme auf die Anforderungen der TA Lärm wird sowohl die Genehmigungsfähigkeit der 
geplanten Nutzungen hinsichtlich ihrer Emissionen belegt, als auch die Verträglichkeit der 
geplanten Nutzungen hinsichtlich ihrer Schutzbedürftigkeit gegenüber Gewerbelärm aus der 
Umgebung nachgewiesen.  
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Zu 15): 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung der Begründung bzw. 
des Umweltberichtes. 

Zu 16): 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. Der Gutachter führt hierzu aus: 

„- Die Emissionsquellen wurden auf der südwestlichen Seite des Lagergebäudes berücksichtigt, 
wo sich auch die Hoffläche sowie die Ladebereiche befinden. 

- Für die Lkw wurden Rangiertätigkeiten mit 2 Minuten Einwirkzeit und Rückwärtsfahrten mit 
Warneinrichtung mit 0,5 Minuten je Lkw berücksichtigt. Damit sind die durch Fahrgeräusche von 
Lkw auftretenden Geräusche ausreichend berücksichtigt. Sonstige Fahrten auf dem Gelände 
haben keinen Einfluss auf das Ergebnis. 

- Für die Tagzeit wurde tatsächlich mit 40 Paletten je Lkw gerechnet, dies kann als worst-case-
Ansatz betrachtet werden.  

- Ob Abweichungen vorliegen und ob diese ggf. relevant für die Gesamtbeurteilung in anderen 
Planverfahren sind, kann nicht beurteilt werden. Die Geräuschemissionen dieses 
Gewerbebetriebes sind für die Gesamtbelastung im Plangebiet des Bebauungsplan V 36/I 
irrelevant.“ 

Zu 17): 

Kenntnisnahme. Durch die Änderung der Art der Nutzung von Kerngebiet in Gewerbegebiet* wird 
die Schutzbedürftigkeit des Plangebiets verringert. Insofern ergibt sich durch die Änderung des 
Flächennutzungsplans kein zusätzlicher Konflikt. Die schalltechnische Untersuchung zum 
Bebauungsplan zeigt jedoch, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm für Gewerbegebiete 
auch im südlichen Teil des Plangebiets eingehalten werden. Der IP RP1 liegt in ca. 26,5 m über 
dem vorhandenen Gelände. Dies entspricht etwa der Höhenlage der geplanten Regelbebauung 
mit 7-8 Geschossen im Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes V 36/I. Der IP RP2 
liegt in ca. 13 m über dem vorhandenen Gelände. Dies entspricht etwa der Höhenlage 
vorhandenen 4-geschossigen Gebäude an der Heinrich-von-Stephan-Straße. Eine 
abschließende Prüfung der Gewerbelärmeinwirkungen an diesen Immissionspunkten kann zu 
einem späteren Zeitpunkt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung, z. B. des 
Bebauungsplanverfahrens für den südlichen Teil der Rahmenplanung (Bebauungsplan Nr. 243/I), 
erfolgen.  

Zu 18): 

Kenntnisnahme.  

Zu 19): 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Die Begründung wird redaktionell ergänzt. Nach Auskunft des 
FB 32 (Fachbereich Umwelt) enthält der Lärmaktionsplan im Bereich des Plangebiets keinen 
Lärmhotspot. Es werden keine Maßnahmen vorgeschlagen. Insofern ist der Lärmaktionsplan für 
den Bereich nicht relevant.  
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Stellungnahme zum Widerspruch der Planung zu den Regelungen des Artikels 13 der 
Seveso-III-Richtlinie bzw. des § 50 BImSchG, zu den Ansätzen der Seveso-Risikobetrachtung, 
zu den Ansätzen der schalltechnischen Untersuchung sowie zur Abstimmung der 
Immissionsansätze der Firma Kronos Titan GmbH wird nicht gefolgt. 

Der Stellungnahme zur Anpassung der Begründung hinsichtlich der Aussagen zu 
Betriebsbereichen, der Korrektur des Gutachtenstandes, zu den Angaben von Personenzahlen 
und zur Ergänzung der Begründung hinsichtlich des Lärmaktionsplanes wird gefolgt.  

Die restlichen Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen.  
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II/B 12: Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen 
– Schreiben vom 25.09.2023

1)
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme.  

Zu 2): 

Der Anregung wird gefolgt. Begründung und Umweltbericht werden redaktionell ergänzt. 

Der Gutachter hat dazu wie folgt Stellung genommen:  

„Die kürzeste Entfernung des Geltungsbereichs des B-Plans Nr. 243/l zur Grenze des Betriebsbe-
reichs des CHEMPARK Leverkusen im Sinne des Gesamtstädtischen Seveso-II-Konzepts der 
Stadt Leverkusen beträgt im Südwesten an der Manforter-Straße ca. 300 m. Die größte 
Entfernung des Geltungsbereichs des B-Plans beträgt diesbezüglich im Nordosten ca. 680 m. 

Abstand zu Anlagen, die den angemessenen Abstand begründen, siehe [zu 3)].“ 

Zu 3): 

Der Anregung wird gefolgt. Begründung und Umweltbericht werden redaktionell ergänzt. 

Der Gutachter hat dazu wie folgt Stellung genommen: 

„Gemäß dem technischen Gutachten (Technisches Gutachten Einzelfallbetrachtungen nach dem 
Leitfaden KAS-18 für Betriebsbereiche im Stadtgebiet Leverkusen. Revision 0.1 vom 29.01.2015. 
TÜV Rheinland Industrie Service GmbH, Berlin), welches dem Gesamtstädtischen Seveso-II-
Konzepts der Stadt Leverkusen zugrunde liegt, ergibt sich die Umhüllende der angemessenen 
Sicherheitsabstände aus verschiedenen Störfallszenarien unterschiedlicher Betriebsbereiche im 
Sinne der 12. BImSchV.  

In Bezug auf die Lage des Geltungsbereichs des B-Plans Nr. 243/l handelt es sich im nördlichen 
Bereich des CHEMPARK um relevante Störfallszenarien im Hinblick auf eine Freisetzung von 
Chlor und Chlorwasserstoff.  

Die kürzesten Entfernungen der Freisetzungsquellen zum Geltungsbereich des B-Planes Nr. 
243/l (im Südwesten an der Manforter-Straße) betragen für: 

Chlor   ca. 900 m (angemessener Sicherheitsabstand 1.300 m) 

Chlorwasserstoff ca. 520 m (angemessener Sicherheitsabstand 750 m) 

Alle übrigen Stoffe und Szenarien werden als nicht relevant angesehen. 

Aus einer Berechnung im Hinblick auf ein räumlich näher am CHEMPARK und zwischen 
CHEMPARK und Postgelände gelegenes Untersuchungsgebiet hat sich ergeben, dass der 
ERPG-3-Wert für Chlor noch auf dem Gelände des CHEMPARK unterschritten wird. Hinsichtlich 
Chlorwasserstoff wird der ERPG-3-Wert außerhalb des CHEMPARK unterschritten, aber 
räumlich deutlich vor dem Gebiet des betrachteten B-Plans 243/l. Daraus kann für den 
Geltungsbereich des hier betrachteten Bebauungsplan Nr. 243/l geschlossen werden, dass die 



   21. Änderung des Flächennutzungsplans „Postgelände Leverkusen-Wiesdorf“      

83 

ERPG-3-Werte für die genannten Stoffe im Plangebiet nicht erreicht oder [nicht] überschritten 
werden.“ 

Zu 4): 

Kenntnisnahme.  

Zu 5): 

Kenntnisnahme.  

Der Gutachter hat dazu wie folgt Stellung genommen:  

„Ergänzend ist hierzu anzuführen, dass in der Risikobetrachtung bei den beiden Schutzniveaus 
in Bezug auf die Art der Alarmierung differenziert wird, 

niedriges Schutzniveau: ausschließlich öffentliche Alarmierung über städtische Sirenen 
sowie Laut-sprecherdurchsagen von Polizei und Feuerwehr  

hohes Schutzniveau: zusätzlich zur öffentlichen Alarmierung wird die Installation einer Warnanla-
ge in den einzelnen Gebäuden, die durch die Feuerwehr Leverkusen zeit-gleich mit den Sirenen 
angesteuert werden kann, einbezogen.“ 

Außerdem wird das Fehlen oder Vorhandensein objektbezogener Seveso-Schutzkonzepte mit 
entsprechenden technischen, baulichen und organisatorischen Schutzmaßnahmen 
berücksichtigt.“ 

Zu 6): 

Kenntnisnahme.  

Zu 7): 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Regelungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans V36/I eröffnen keine Spielräume für 
ein Fortbestehen des Tertia-Gebäudes. 

Der Gutachter hat dazu wie folgt Stellung genommen:  

„In der Plan-Situation ist das Tertia-Gebäude nach Angaben des Investors nicht mehr vorgesehen 
und soll abgerissen werden. Anstatt dessen ist in der Plan-Situation in diesem Bereich 
Hotel/sonstige Beherbergungsbetriebe vorgesehen (siehe Bild 6 (vorhandene Nutzung) und Bild 
7 (geplante Nutzung)). Die Personenzahlen des Tertia-Gebäudes sind dementsprechend in der 
Plan-Situation nicht zu berücksichtigen. Stattdessen sind die Personenzahlen für die geplanten 
Nutzungen berücksichtigt worden. Die Angaben in den Tabellen 5 bis 9 sind nicht zu korrigieren. 

Die Aussage, dass die Nutzung des Tertia-Gebäudes (Leerstand zum Zeitpunkt der Erstellung 
des Gutachtens) aufgrund bestehender Genehmigung wieder aufgenommen werden kann (Seite 
25), bezieht sich ausschließlich auf die Ist-Situation.“ 

Zu 8): 

Kenntnisnahme.  
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Zu 9): 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die durch das Quartier angezogenen Nutzer/ Passanten/ Pkw-Verkehrsteilnehmer wurden 
bereits über die gebäudebezogenen Nutzungen in die Seveso-Betrachtung eingestellt. 
Freiraumangebote mit einem gezielten erweiterten Adressatenkreis werden nicht geschaffen.  

In der zentralen Achse oder am Gebietsrand werden Fußgänger- und Radverkehre auftreten, die 
nicht planbedingt sind und die von den vorgesehenen Maßnahmen (Aufsuchen von Gebäuden) 
profitieren können. Diese Verkehre sind nicht als wichtige Verkehrswege im Sinne des § 50 Abs. 
1 Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) zu werten. auch entsteht dadurch nicht ein 
öffentlich genutztes Gebiet i. S. d. § 50 Abs. 1 BImSchG. Unter letzterem Begriff werden in 
Rechtsprechung und Literatur in erster Linie Flächen subsumiert, die kraft ihrer rechtlichen 
Bestimmung oder tatsächlichen Nutzung in besonderem Maße öffentlichen Zwecken dienen, bei 
denen die Nutzung durch die Öffentlichkeit über eine bloße Zufallsnutzung hinausgehen (vgl. 
Schoen, in Landmann/Rohmer, BImSchG, § 50 Rn. 107). Davon ist die Zweckbestimmung und 
zu erwartende Nutzungssituation im Bereich des vorliegenden Bebauungsplans durchaus zu 
unterscheiden, weil sie nicht auf eine eigenständige Nutzung durch eine (abgrenzbare) 
Öffentlichkeit ausgerichtet ist. 

Schließlich ist festzuhalten, dass durch die vorliegende Planung keine wesentliche Veränderung 
der Wegebeziehungen des Durchgangsverkehrs erfolgt. Darüberhinaus ist die Betrachtung von 
gesamtstädtischen Fußwegebeziehungen und die Risikobetrachtung dieser nicht Gegenstand 
des vorliegenden Bebauungsplans.  

Der Gutachter hat dazu wie folgt Stellung genommen (Auszug):  

„[…] 

Der DB-Bahnhof (Vorplatz, Bahnsteige etc.) und der Omnibusbahnhof befinden sich außerhalb 
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 243/l und sind damit nicht Gegenstand der 
vorliegenden Untersuchung. In die Betrachtung fließt im Geltungsbereich des B-Planes nur das 
Bahnhofsgebäude ein, bei dem es sich in der Ist-Situation um ein vorhandenes Gebäude mit 
Wartebereich vor dem Gebäude im Freien und in der Plan-Situation um ein neu geplantes 
Gebäude mit einem in das Gebäude integrierten Wartebereich handelt. Demzufolge sind in der 
Plan-Situation diesbezüglich keine Personen im Außenbereich anzusetzen. 

In den Baugenehmigungsverfahren werden beantragte Maßnahmen in den Planungszonen 1 und 
2 der Stadt Leverkusen nur mit einem dem Bauantrag beigefügten objektbezogenen Seveso-
Schutzkonzept genehmigt. Dies ist seit dem Jahr 2016 geübte Praxis. In diesen Konzepten wird 
auch die Zugänglichkeit zu den Gebäuden betrachtet. Die Zugänglichkeit von Gebäuden kann 
dort durch entsprechende technische Maßnahmen (z. B. automatische Entriegelung von 
Eingangstüren während einer Seveso-Alarmierung) geregelt werden.  

Wie in der Seveso-Betrachtung zum B-Plan 243/l auf Seite 39 berücksichtigt (siehe Tabelle 3 des 
Gutachtens), existiert auch in den Bestandsgebäuden ein „Grundschutz: Aufgrund der 
Luftwechselrate ist zu erwarten, dass die Konzentration der luftgetragenen toxischen Stoffe 
innerhalb eines Gebäudes geringer ist als die Konzentration in der Umgebung (außerhalb des 
Gebäudes)“. 
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Bei der vorliegenden Untersuchung handelt es sich auf der Ebene des B-Plan-Verfahrens 
zunächst um einen Risikovergleich Ausgangssituation/geplante Situation. In der Ist-Situation 
erreichen Fußgänger im Ereignisfall ausschließlich Gebäude mit einem niedrigen Schutzniveau 
(z. B. Gebäude, in denen Lüftungsanlagen nicht automatisch abgestellt werden). In der zentralen 
Mitte des Gebietes können Personen Gebäude möglicherweise nur mit Verzögerung erreichen, 
da das dort befindliche eigentliche Postgelände (siehe Bild 6 des Gutachtens) mit dem 
Postverteilzentrum eingezäunt ist. Hingegen können in der Plan-Situation Fußgänger 
insbesondere im zentralen Teil des Plangebietes (siehe Bild 7 des Gutachtens) Gebäude mit 
einem hohen Schutzniveau (u. A. automatisch abgestellte Lüftungsanlagen, entriegelte 
Eingangstüren, organisatorische Schutzmaßnahmen greifen aufgrund objektbezogener 
Alarmierung) erreichen. Die Zahl möglicher Gebäudezugänge erhöht sich deutlich. Insgesamt 
führt dies im Risikovergleich zu einer verbesserten Lage in der Plan Situation.“ 

Zu 10): 

Kenntnisnahme. 

Zu 11): 

Die Stellungnahme betrifft nicht den Regelungsinhalt der 21. Flächennutzungsplanänderung und 
wird im Parallelverfahren zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan V 36/I berücksichtigt  

Zu 12): 

Die Stellungnahme betrifft nicht den Regelungsinhalt der 21. Flächennutzungsplanänderung und 
wird im Parallelverfahren zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan V 36/I berücksichtigt 

Zu 13): 

Kenntnisnahme.  

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Stellungnahme hinsichtlich der redaktionellen Ergänzung von Begründung und 
Umweltbericht zur Entfernung des CHEMPARK zum Plangebiet, der redaktionellen Ergänzung 
von Begründung und Umweltbericht zu Stoffbezügen und ERPG-Werten wird gefolgt, siehe 2) 
und 3).  

Der Stellungnahme wird hinsichtlich der Ergänzung des Tertia-Gebäudes und der 
Berücksichtigung des Freiflächengeschehens nicht gefolgt, siehe 7) und 9).  

Die sonstigen Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen, siehe 1), 4), 5), 6), 8), 
11), 12) und 13). 
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II/C STELLUNGNAHMEN DER STÄDTISCHEN FACHBEREICHE UND 
BETRIEBE 

Aus der nachfolgenden Tabelle ist ersichtlich, welche Fachbereiche und Betriebe der Stadt 
Leverkusen eine zustimmende Äußerung oder die Mitteilung, dass keine Betroffenheit besteht, 
übersandt haben. 

Diese Äußerungen werden nachfolgend nicht dargestellt, da kein Erfordernis zu einer Abwägung 
und Beschlussfassung besteht. 

Einwender  Schreiben vom 

Stadt Leverkusen  

Fachbereich Soziales (FB 50) 

23.12.2022 

Stadt Leverkusen  

Büro Baudezernat (FB 60) 

23.12.2022 

Stadt Leverkusen   

Fachbereich Tiefbau, Verkehrs- und Straßenbauplanung/ÖPNV (FB 66) 

30.01.2023 

Stadt Leverkusen   

Brandschutzdienststelle (FB 37) 

21.01.2023 

Stadt Leverkusen   

Stadtgrün (FB 67) 

03.02.2023 

Technische Betriebe der Stadt Leverkusen AöR 01.02.2023 
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II/C 1: Stadt Leverkusen – FB 36 – Schreiben vom 11.01.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/C 2: Stadt Leverkusen – FB 32 – Schreiben vom 31.01.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme. 

Zu 2): 

Der Stellungnahme wird gefolgt. In einem Anlagenplan zur 21. Flächennutzungsplanänderung 
erfolgt die Darstellung der Kennzeichnungen nach § 5 (3) BauGB. Die Textpassagen in 
Begründung und Umweltbericht werden entsprechend ersetzt.  

Zu 3): 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Die Aussagen in der Begründung sowie im Umweltbericht 
werden entsprechend der Stellungnahme redaktionell angepasst.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Es erfolgte redaktionelle Ergänzungen / Änderungen der 
Planzeichnung, der Begründung sowie des Umweltberichts.  

 

 


